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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.: A 6 

 

Stichwort: Sozial gerechte Wärmewende und umfassender Mieterschutz im Zuge 

des Gebäudemodernisierungsgesetzes (GMG) und Gebäudeenergie-

gesetzes (GEG) 

 

 

Adressat:  Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg, Bundesregierung 

und Bundesgesetzgeber 

 

Antragsteller: Deutscher Mieterbund Reutlingen-Tübingen e.V. 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Bundesregierung, Bundesgesetzgeber sowie Landtag Baden-Württemberg werden auf-1 

gefordert, die Wärmewende im Gebäudesektor konsequent sozialverträglich auszuge-2 

stalten und den Schutz der Mieter*innen vor finanzieller Überlastung ins Zentrum der 3 

Gesetzgebung zu rücken.    4 

 

Angesichts der aktuellen Entwicklungen und Beschlüsse im Frühjahr 2026 fordert die Dele-

giertenversammlung des Deutschen Mieterbundes Baden-Württemberg:  

 

1. Reform der Modernisierungsumlage und Kappungsgrenzen 

• Absenkung der Umlage: Die Modernisierungsumlage muss von derzeit 8 % auf maxi-

mal 3 % gesenkt werden. Die bestehende Umlage (bei Inanspruchnahme von Förde-

rung) führt dazu, dass Mieter*innen die Investitionskosten oft innerhalb von 12 Jahren 

vollständig abbezahlen, während die Mieterhöhung dauerhaft bestehen bleibt.  

• Absenkung der Kappungsgrenze: Die allgemeine Kappungsgrenze für Mieterhöhun-

gen nach Modernisierungen muss von derzeit 2,00 € bis 3,00 € auf einheitlich 1,50 € 

pro Quadratmeter abgesenkt werden.  

 

2. Verbindliche Warmmietenneutralität und Heizkostendeckel 

• Einführung der Warmmietenneutralität: Die Erhöhung der Kaltmiete darf nicht höher 

ausfallen als die tatsächliche Einsparung bei den Heizkosten. Mieter*innen dürfen 

durch energetische Sanierungen unter dem Strich finanziell nicht schlechter gestellt 

werden.  

 

3. Erhalt der Klimaschutzstandards und Schutz vor der „Kostenfalle Gas“ 

• Der Wegfall der verbindlichen 65-Prozent-Regel für erneuerbare Energien im aktuellen 

GMG-Eckpunktepapier wird als Rückschritt abgelehnt.  
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• Mieter*innen dürfen nicht durch die Entscheidung von Eigentümern für scheinbar 

„günstige“ Gasheizungen in eine langfristige Kostenfalle durch steigende Gaspreise 

und CO₂-Abgaben getrieben werden.  

• Wir begrüßen die geplante hälftige Aufteilung der Kosten für den CO₂-Preis, die Gas-

netzentgelte sowie die Kosten für biogene Brennstoffe (Biogastreppe) zwischen Ver-

mietenden und Mietenden als ersten Schritt.  

Diese Aufteilung ist essenziell, damit wirtschaftliche Nachteile fossiler Systeme auch 

für Vermieter spürbar werden und Anreize für Investitionen in klimafreundliche Alterna-

tiven entstehen.  

 

4. Transparenz bei Wärmenetzen: Angesichts der Monopolstellung bei Wärmenetzen müssen 

strenge Transparenzvorgaben und Maßnahmen gegen Preiswillkür gesetzlich verankert wer-

den.  

 

Begründung: 

 

Die aktuelle politische Entwicklung im Jahr 2026 zeigt eine besorgniserregende Aufweichung 

klimapolitischer Standards. Wenn die 65-Prozent-Regel fällt und lediglich eine abgeschwächte 

„Bio-Treppe“ übrigbleibt, werden die Kosten der Umstellung fast ausschließlich auf die Ver-

braucher*innen abgewälzt werden.  

Insbesondere in Baden-Württemberg mit seinen spezifischen Gebäudestrukturen führt die der-

zeitige Gesetzeslage dazu, dass energetische Sanierungen oft zu massiven Steigerungen der 

Gesamtkosten führen, selbst wenn weniger Energie verbraucht wird. Das „Drittelmodell“ 

(Staat, Vermieter, Mieter) muss zur Grundlage der Finanzierung werden: Der Staat fördert, der 

Vermieter investiert in seinen Sachwert und der Mieter beteiligt sich nur im Maße seiner tat-

sächlichen Ersparnis. Nur so kann die Wärmewende als gesamtgesellschaftliches Projekt ge-

lingen und die Akzeptanz der Mieter*innen erhalten bleiben. 

 

 

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


